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Anhörung des Ausschusses für Heimat, Kommunales, Bauen und Wohnen am 
23.11.2018 
„Land muss Verantwortung für Geduldete übernehmen und die Kommunen dauerhaft 
entlasten“ - Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen, Drucksache 17/2550 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
wir bedanken uns für die Möglichkeit der Stellungnahme zum Antrag der Fraktion Bündnis 
90/Die Grünen „Land muss Verantwortung für Geduldete übernehmen und die Kommunen 
dauerhaft entlasten“. 
 
Die kommunalen Spitzenverbände haben das Thema der Kostenerstattung für vollziehbar 
ausreisepflichtige Flüchtlinge und Geduldete (§ 60a AufenthG) wiederholt gegenüber der 
vorherigen und der jetzigen Landesregierung sowie dem Parlament angesprochen und eine 
umfängliche Erstattung gefordert. Wir haben dabei stets deutlich gemacht, dass den Kommu-
nen Kosten für die Unterbringung und Versorgung für den gesamten Zeitraum bis zur Rück-
führung entstehen. Die Landesregierung hat bisher keine befriedigende Zusage zur Erstattung 
der Kosten gemacht. Im Koalitionsvertrag wurde eine „angemessene“ Erstattung in Aussicht 
gestellt.  
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Zum Stichtag 30.09.2018 befanden sich nach unserer Kenntnis über 54.000 geduldete Flücht-
linge in NRW. Unter Zugrundelegung einer Zahlung der FlüAG-Pauschale für Geduldete in 
Höhe von derzeit noch 10.392 €/Jahr wären allein Gesamtkosten in Höhe von gut 560 Mio. 
€/Jahr  zu veranschlagen. Vor dem Hintergrund der Ergebnisse der Ist-Kosten-Erhebung zum 
FlüAG ist dieser Betrag hingegen noch entsprechend zu erhöhen. Die Städte und Gemeinden 
erwarten weiterhin sehr zeitnah eine umfassende Erstattung der Kosten für die Unterbringung 
und Versorgung von Flüchtlingen, einschließlich der Personengruppe der Geduldeten. Dafür 
bietet sich das Gesetzgebungsverfahren zur Änderung des FlüAG an. Selbstverständlich er-
warten wir dafür eine transparente Datenlage.  
 

Mit freundlichen Grüßen 
In Vertretung 
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